
Übersetzung des Artikels aus dem Magazin ‚Reader.gr‘ vom 12.03.2015
(Aussagen Papandreous zur Rückzahlung des Zwangskredits)

Erläuterung:

Im Positionspapier "Deutsche Kriegsschuld und Verpflichtungen gegenüber 

Griechenland" von Respekt für Griechenland e.V. wird der Zwangskredit 

thematisiert, den Deutschland 1942 von Griechenlands erpresst hat.

In diesem Zusammenhang wird in der Fußnote 2 darauf hingewiesen, dass 

Bundeskanzler Ludwig Erhard 1965 in einem Gespräch mit dem späteren 

griechischen Ministerpräsidenten Andreas Papandreou die griechische Forderung 

nach Rückzahlung als prinzipiell berechtigt anerkannt hat.

Der folgende von Andreas Unger übersetzte Artikel erschien 2015 in

zwei griechischen Zeitungen:

Ludwig Erhard zur Rückzahlung des Besatzungskredits

Am 12.3.2015 erschien in der griechischen Sonntagszeitung Proto Thema und gleichzeitig auch 
im Magazin Reader.gr ein Artikel,  in welchem der Journalist Nikos Felekis von einem 
Telefoninterview berichtet, das er im November 1995 mit dem damaligen Ministerpräsidenten 
Andreas Papandreou geführt hatte:

Was mir Andreas Papandreou über den Besatzungskredit sagte

In einer Zeit, in der auf griechischer Seite die Diskussion um die deutschen Entschädigungen und
die Zurückforderung des Besatzungskredits wieder auflebt, ist ein Interview des Gründers der 
PASOK, Andreas Papandreou mit dem Journalisten Nikos Felekis , in welchem der 
unvergessliche griechische Politiker  ausführlich auf das Problem des Besatzungskredits Bezug 
nahm, von besonderem Interesse.

Den „Knäuel“ dieses Gesprächs entwirrt der Journalist selbst:
„Am Freitag nachmittag, am17.11.1995 wählte ich die Telefonnummer des damaligen 
Ministerpräsidenten Andreas Papandreou. Ich wollte mit ihm über  ein wichtiges Thema 
sprechen: über den Zwangskredit, den die Bank von Griechenland im März 1942 dem Dritten 
Reich bewilligen musste.
Die Zeitung „Ependitis“ („Investor“), die ich leitete, hatte am Samstag zuvor exklusiv enthüllt, 
dass die griechische Regierung in einer Verbalnote vom vereinigten Deutschland unter Helmut 
Kohl die Rückzahlung des Besatzungskredits (38 Mill. Goldpfund) verlangte, was damals 17 
Mrd. Dollar oder 4 Bill. Drachmen entsprach, wenn man das Verhältnis Drachme-Dollar zu jener
Zeit zugrunde legte.
Ich erinnere mich an die Einzelheiten des Telefongesprächs,  weil ich das traurige Vorrecht hatte, 
mit Andreas Papandreou zu sprechen, bevor er zwei Tage später in die Onassisklinik eingeliefert 
wurde, was im wesentlichen das politische und biologische Ende des unvergesslichen Gründers 
der PASOK bedeutete…
Auch nach der Ablehnung Verbalnote der Regierung durch das Auswärtige Amt Deutschlands 
war der Ministerpräsident entschlossen, den erzwungenen Besatzungskredit der Bank von 
Griechenland in Höhe von etwa  4 Bill. Drachmen zurückzufordern.
In seiner Erklärung für „E(penditis]“ betonte er:  ‘Das Thema der Rückzahlung des Kredits ist 
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ganz eindeutig. Es gibt nichts, was an der Forderung zweifeln lässt. Wir trennen sie von den 
Entschädigungen, die ein Problem von weiterem Ausmaß und anderer Art sind. Die Forderung 
nach Rückzahlung des Besatzungskredits soll auch die guten Beziehungen zu Deutschland nicht 
stören. Wir wollen diese Beziehungen nicht mit Problemen belasten, obwohl unsere Forderung 
gerechtfertigt ist und wir auf ihr bestehen.‘

Als ich A. Papandreou bat, er möge mir die 30 Jahre zurückliegende Begegnung mit dem 
damaligen Kanzler Westdeutschlands, Ludwig Erhard, beschreiben, in der das Thema des Kredits
zu Sprache kam, sagte er:
‘Ich kam 1965 nach Bonn und traf den Kanzler Ludwig Erhard, um mit ihm das Thema der 
Reparationen und der Rückzahlung des Kredits zu erörtern, im Auftrag der Regierung meines 
Vaters Georg Papandreou. Erhard erkannte unsere Forderungen als gerechtfertigt an, aber sagte 
mir, bis zu einem Friedensvertrag könne nichts geschehen. Insbesondere war er nicht damit 
einverstanden, uns den Kredit zurückzuzahlen, erkannte aber unzweideutig an, dass unsere 
Forderung gerechtfertigt sei, ihre Begleichung verschob er aber in die Zukunft, nach der Signatur
eines Friedensvertrags, weil Deutschland damals in West und Ost geteilt war....‘
Der Ministerpräsident … äußerte sich aber auch verbittert über die Art, wie mit derart wichtigen 
Themen umgegangen wird.
‘Die Politik versinkt im Sumpf. Sie beschäftigt sich mit Kleinlichem, Billigem und Persönlichem
anstatt ihr Interesse, ihr Bemühen und ihre Versuche auf die großen und wichtigen Probleme der 
Bürger und des Landes zu richten Und das Thema der Rückgabe des Kredits ist wichtig und von 
nationaler Bedeutung‘...

Für die Geschichtsschreibung weisen wir übrigens darauf hin, dass A. Papandreou der einzige 
Ministerpräsident ist, der offiziell, mit Verbalnote, das Thema der Rückzahlung des 
Besatzungskredits angeschnitten hat. 
In seinem Auftrag hat der damalige Außenminister und heutige Staatspräsident Karolos 
Papoulias  eine Verbalnote verfasst; sie dem deutschen Außenminister zu übergeben, übernahm 
der damalige griechische Botschafter in Deutschland, Bourlojannis.
Die Verbalnote wurde vom damaligen Kanzler Kohl abgelehnt,  und die folgenden 
Ministerpräsidenten Simitis und Karamanlis brachten das Thema nicht wieder zur Sprache.
   
Heute und unter den gegenwärtigen Beziehungen zwischen Griechenland und Deutschland, 
insbesondere der jedenfalls bis jetzt negativen Haltung der Deutschen zum „Europäischen 
Rettungsschirm“ für unser Land, ist es ebenfalls schwierig - wenn nicht politisch an Selbstmord 
grenzend - das Thema wieder aufzuwerfen
Später und in weniger unruhigen Zeiten könnte die griechische Regierung das Thema wieder 
aufgreifen, wobei sie nicht unbedingt auf den Erhalt von Geld hofft, sondern auf die Erfüllung 
der Forderung auf anderen Wegen.
So könnte beispielsweise ein Teil damit verrechnet werden, dass die Deutschen sich verpflichten,
große Vorhaben in unserem Land durchzuführen, etwa die Modernisierung des Eisenbahnnetzes ,
was allerdings die Franzosen  vielleicht übernehmen werden,  die Verstärkung unseres Militärs, 
die Bezahlung eines Teils unserer Auslandsschulden, was speziell in der heutigen finanziellen 
Situation ein „Geschenk Gottes“ wäre usw.

Für die Geschichtsbücher  erwähnen wir auch noch, dass vor A. Papandreou  A. Samaras 
(Außenminister der Nea Demokratia) am 18.4.1991 das Thema bei Gesprächen in Athen, 
allerdings in Form einer mündlichen Frage, dem  damaligen deutschen Außenminister Genscher 
vorgetragen  und eine negative Antwort erhalten hatte.

Von Bedeutung ist auch die Geschichte des Besatzungskredits und seine Höhe in der heutigen 
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Zeit. Zur Unterstützung der Unternehmungen von Rommel in Afrika 1942 nahmen die 
Besatzungstruppen von Nazideutschland von der Bank Griechenlands mittels eines 
Zwangskredits , der in Rom am 14.3.1942 unterzeichnet wurde, 38 Mill. Goldpfund (andere 
Rechnungen auf Basis des Dollars kommen auf eine Forderung von 135,8 Millionen US-Dollar, 
im Jahr 1947)
Das Thema der Zurückzahlung kam zum ersten Mal bei der Konferenz von Paris (Dez.1945-
Jan. 1946) durch das Mitglied der griechischen Delegation I. Sbarounis auf den Tisch.
Der Kredit wurde aber nie zurückgezahlt, denn auf der Londoner Konferenz von 1953 wurde die 
Zahlung der deutschen Reparationen bis zur Regelung der „deutschen Frage“ (d.h. der 
Wiedervereinigung der beiden deutschen Staaten) aufgeschoben.

Griechenland schickt 1964 unter der Regierung von G. Papandreou  Prof. Angelos Antonopoulos
und 1965 den damaligen Koordinationsminister A. Papandreou nach Bonn, um über die Lösung 
des Problems zu sprechen. Der damalige Kanzler L. Erhard antwortete – wie A. Papandreou im 
Parlament am 28.5.1991 offenbarte - dass der Kredit zurückgezahlt würde, sobald das Thema 
Deutschland erledigt sei.
Aber nach dem Fall der Mauer und der deutschen Wiedervereinigung lehnt die Regierung Kohl 
die rechtmäßige griechische Forderung ab,  mit der Begründung, der 4+2-Vertrag (USA, 
Russland, Frankreich, Großbritannien, West- und Ostdeutschland), der die beiden deutschen 
Staaten vereint, komme einem Friedensvertrag nicht gleich.
Die Verschleppungstaktiken der Deutschen werden aber von rechtlicher Seite aus als unhaltbar 
betrachtet, wie maßgebliche Spezialisten unter den Wissenschaftlern geurteilt haben.

Die heutige Höhe des Kredits, der von Deutschland zurückgegeben werden muss,  muss genau 
errechnet werden.
Als  überzeugendste Annahme gilt immer noch die von Professor A. Angelopoulos, der  am 
5.3.1991 von 15 Mrd. Dollar ausging. Mit einem Zinsfuß von 3% belief sich das 1995 auf 16,8 
Mrd. Dollar, d.h. ungefähr 3,7 Bill. Drachmen.
Ich weiß nicht, auf wie viel dies heute geschätzt würde, angesichts der Änderung der Parität, der 
Existenz einer gemeinsamen europäischen Währung (Euro), häufiger Änderung der Zinshöhen;
immerhin dürfte es nicht schwierig sein herauszufinden, wenn eine Gruppe von Spezialisten sich 
darum bemüht.
Sicher hat jedenfalls hat der Sprecher des deutschen Außenministeriums, Herr Andreas Peske, 
Unrecht, wenn er behauptet, dass Deutschland seine Verpflichtungen finanziell erledigt habe.
Die Wahrheit ist, dass das Thema weiterhin unerledigt ist. Ein anderes Problem und eine falsche 
Taktik ist es allerdings, wenn es in Verbindung gebracht wird mit der gegenwärtigen 
ökonomischen und finanziellen Krise des Landes oder wenn es eingegliedert wird in den „Lärm“
unserer Tage, etwa als Antwort auf die negativen Veröffentlichungen der deutschen Presse.
Es sollte vielmehr zum geeigneten Zeitpunkt auf nüchterne Weise und in konstruktiver 
Annäherung beider Seiten diskutiert werden, damit es zur weiteren Entwicklung der 
beiderseitigen Beziehungen und zum Nutzen beider in der europäischen Gemeinschaft beiträgt.

(Übersetzung Andreas Unger)

 Ανδρεας Παπανδρεου, τοτε υπουργος Συντονισµου, ανανκοινωσε πως το 1965 ο τοτε 
καγκελαριος Λουντβιχ Ερχαρτ του διαβεβαιωσε “οτι…”
(εφηµ. Frankfurter Rundschau 22/11/1995, πβ. Proto Thema gr., 12/3/2015) 

Dieses Dokument zur Erläuterung der Fußnote 2 im RfG-Positionspapier vom Januar 2020 wurde im Januar 2020 erstellt.
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